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B9-0425/2023

Vorschlag für einen Unionsakt zu dem Erfordernis, Familien, Unternehmen und 
Selbstständige vor steigenden Kraftstoffpreisen in Europa zu schützen

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union,

– gestützt auf die Artikel 194 und 225 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– unter Hinweis auf die Strategie des europäischen Grünen Deals,

– unter Hinweis auf die Strategie „Fit für 55“,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem,

– gestützt auf Artikel 47 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Familien, Arbeitnehmer, Selbstständige und Unternehmen unter den 
Konsequenzen der schlechten Wirtschaftspolitik leiden, die dem ideologischen Abdriften der 
Europäischen Union in einen fanatischen Umweltschutz geschuldet ist;

B. in der Erwägung, dass die Union den Schutz ihrer Bürger fördern und dazu beitragen muss;

C. in der Erwägung, dass insbesondere Familien, Arbeitnehmer und Unternehmen unter den 
Kraftstoffpreisen leiden;

D. in der Erwägung, dass die Mehrwertsteuer eine Steuer europäischer Natur ist, die in der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem geregelt ist;

1. missbilligt, dass die wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die unter einem ideologischen 
Blickwinkel ergriffen wurden, dem sich die Union verschrieben hat, die Wirtschaftskraft von 
Familien, Arbeitnehmern und Unternehmen untergraben haben;

2. bedauert, dass dieses ideologische Abdriften der Union hin zu einem ökologischen 
Extremismus auf Kosten der Produkte geht, die Familien, Arbeitnehmer und Unternehmen 
unbedingt benötigen, wobei hier etwa Mineralöle zu nennen sind, die die europäischen Bürger 
jeden Tag aufs Neue für ihre alltäglichen Aufgaben brauchen;

3. fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten dazu anzuhalten, vorübergehend die 
Mehrwertsteuer auf Mineralöle zu senken, damit Familien, Arbeitnehmer, Selbstständige und 
Unternehmen entlastet werden;
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4. fordert die Kommission auf, einen Rechtsrahmen festzulegen, damit die Mitgliedstaaten die 
Doppelbesteuerung beim Endpreis von Mineralölen beenden;

5. fordert die Kommission auf, umgehend einen delegierten Rechtsakt zu erlassen, mit dem 
Mineralöle in die Liste der Erzeugnisse aufgenommen werden, für die ein ermäßigter 
Mehrwertsteuersatz gilt;

6. ersucht die Kommission, die üblichen Verfahren zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem einzuleiten;

7. ersucht die Kommission, Artikel 102 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem zu ändern, indem sie 
Mineralöle in die Liste der Gegenstände aufnimmt, auf die die Mitgliedstaaten einen 
ermäßigten Mehrwertsteuersatz anwenden können;

8. fordert die Kommission auf, Mineralöle als Gegenstände, auf die ermäßigte 
Mehrwertsteuersätze angewendet werden können, in Anhang III der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
aufzunehmen;

9. ersucht die Kommission, die Mitgliedstaaten dazu aufzufordern, die natürlichen Ressourcen 
ihrer jeweiligen Hoheitsgebiete zu nutzen, damit sie Energiequellen finden, die ihre 
Unabhängigkeit in der Energieversorgung sichern;

10. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission, dem Rat sowie den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Europäische Familien, Arbeitnehmer, Selbstständige und Unternehmen leiden unter den Folgen der 
katastrophalen Wirtschaftspolitik einer Europäischen Union, die von der Ideologie des 
Klimafananatismus geblendet ist. 

Hinzu kommt, dass die Einnahmen der öffentlichen Hand in den Mitgliedstaaten, die keine Steuern 
gesenkt haben, aufgrund der Inflation auf Rekordbeträge gestiegen sind, ohne dass Familien und 
Unternehmen tatsächlich davon profitiert haben. Ferner ging dieser Anstieg der Einnahmen in vielen 
Fällen mit einer erheblichen Verschwendung öffentlicher Gelder durch die Mitgliedstaaten einher, 
wobei diese Gelder insbesondere für die erwähnten von der Europäischen Union auferlegten 
Klimaschutzmaßnahmen ausgegeben wurden. 

Ein Aspekt, in dem diese katastrophale Situation zutage tritt, ist der Kraftstoffpreis. In diesem 
Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass der Anstieg insbesondere Familien und Arbeitnehmer, 
aber auch Unternehmen und Selbstständige betrifft, deren Fixkosten deutlich steigen.

Deshalb sollen die Gemeinschaftsorgane mit diesem Vorschlag für einen Rechtsakt der Union 
aufgefordert werden, eine Reihe steuerlicher Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Kraftstoffbesteuerung zu ergreifen, wobei Kraftstoffe keineswegs ein Luxusgut, sondern für viele 
europäische Familien und Unternehmen unabdingbar sind, da die Bürger für ihren Alltag Kraftstoffe 
benötigen und da diese für den größten Teil der Wirtschaftstätigkeit in der Union unerlässlich sind.


